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Drucksache V/2639 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Rechts- und Amtshilfe zwischen Allgemeinen 
Ortskrankenkassen und Verfassungsschutzbe- 
hörden und Wahrung des Arztgeheimnisses 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung zu verhin- 
dern, daß eine mißbräuchliche Inanspruchnahme von Kartei- 
karten der Allgemeinen Ortskrankenkassen für Zwecke des 
Verfassungsschutzes erfolgt oder auch nur deren Anschein 
erweckt wird? 

2. Welche Gründe spredien gegen die Beschränkung der be- 
hördlichen Rechts- und Amtshilfe auf schriftliche Auskünfte, 
die den Vertrauensschutz der Versicherten und die Geheim- 
niswahrung gemäß § 141 RVO gewährleisten? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß sich die 
Rechtsgrundlage für die Rechts- und Amtshilfe in §§ 115, 
116 RVO auf den Vollzug dieses Gesetzes beschränkt und 
nicht Verfassungsschutzzwecken dienen darf? 

4. In weldier Weise wird das Arztgeheimnis zum Schutze der 
Kriegsbeschädigten gewahrt, für welche die Bezeichnung des 
Leidens bzw. die ärztliche Diagnose sogar in Rezepte des 
behandelnden Arztes aufgenommen werden muß ? 
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